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Tarifrunde Sozial- und  
Erziehungsdienste 2022 

Die Gewerkschaft ver.di errechnete einen bun-
desweiten Fehlbedarf von 173.000 Fachkräften 
in den Kitas. In Tübingen fehlen in 42 Kitas, 75 
Fachkräfte; es fehlen 207 Kitaplätze. Das Deut-
sche Jugendinstitut errechnete bis zum Jahr 
2025 bis zu 1,2 Millionen fehlende Kitaplätze 
und über 300.000 fehlende Fachkräfte.

 

Um den Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreu-
ung umsetzen und dem Fachkräftemangel be-
gegnen zu können, müssen die sozialen Berufe – 
die weiterhin als typische Frauenberufe betrach-
tet werden - endlich den von Männern dominier-
ten Berufen gleichgestellt werden. Denn da gibt 
es immer noch erhebliche finanzielle Unter-
schiede. Die ersten Aufwertungsschritte 2009 
und 2015 waren ein Anfang. Eine Ausbildung zur 
Erzieherin oder zum Erzieher ist eine Ausbildung 
auf Bachelor-Niveau. Für gleichwertige techni-
sche Berufe wird mehr bezahlt als für die Arbeit 
mit Kindern. Deshalb muss für die Berufe im So-

zial- und Erziehungsdienst gelten: Gleicher Lohn 
für gleichwertige Arbeit!


Auch eine Entlastung der Kolleginnen und Kolle-
gen in den Kitas und der Schulkindbetreuung 
und den anderen Bereichen der sozialen Arbeit 
ist dringend erforderlich. Für eine weiterhin qua-
litative Umsetzung der frühkindlichen Bildung, 
des Orientierungsplans, von Inklusion und Inte-
gration, der Arbeit mit unterschiedlichen kulturel-
len Milieus, in sozialen Brennpunkten usw. 
braucht es ausreichend qualifiziertes Personal 
und ausreichend Zeit für die Vor- und Nachberei-
tung. Viele Kolleg*innen arbeiten wegen der ho-
hen Belastung in Teilzeit, was sich negativ auf 
ihre künftige Rente auswirken wird. „Nahezu 90 
Prozent der Beschäftigten empfinden seit Be-
ginn der Corona-Pandemie eine Verdichtung und 
vollständige Veränderung ihrer Arbeit, 62 Pro-
zent fühlen sich belastet oder extrem belastet, 
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16 Prozent denken über einen Berufswechsel 
nach“ (ver.di publik 2.22).


Es ist gut, dass bei der Stadt Tübingen im Kita-
bereich mehr Ausbildungsplätze in der Praxisori-
entierten Ausbildung (PIA) geschaffen wurden. 
Aber es fehlen trotzdem noch Ausbildungsplätze, 
weil die Hochschulen zu wenig Studienplätze für 
angehende Lehrkräfte an Fachschulen zur Verfü-
gung stellen. Um den Fachkräftemangel zu be-
seitigen müsse lt. ver.di bei der Ausbildung viel 
früher angesetzt werden: „bei den Universitäten 

und bei den Schulen.“

  Die Beschäftigten im Sozial- und Erziehungs-
dienst wurden zwar zu Beginn der Pandemie als 
gesellschaftlich relevant kräftig beklatscht, aber 
es fehlt immer noch die nötige Anerkennung.

 

Deshalb unterstützt die DKP die Forderungen der 
Beschäftigten der Sozial- und Erziehungsdienste 
nach Entlastung und finanzieller Aufwertung und 
Ausbildungsmaßnahmen gegen den Fachkräfte-
mangel. 


Krieg und Klima 
Kriege und der gesamte Militärsektor sind ein 
von der Politik nicht beachteter bedeutender 
Klimakiller. „Ein Kampfpanzer des Typs ‚Leopard 
2‘ verbraucht im Gelände rund 530 Liter Diesel 
auf 100 Kilometer, und die Fregatte ‚Bayern’ be-
nötigt stolze 6.600 Liter Kraftstoff, um 100 Kilo-
meter auf See zurückzulegen. Ein Kampfjet des 
Typs ‚Eurofighter‘ verbraucht pro Flugstunde 
3.500 Kilogramm Treibstoff. Allein im Jahr 2018 
verbrachten die ‚Eurofighter‘ der Bundeswehr 
mindestens 10.480 Stunden in der Luft und ver-
ursachten damit einen Ausstoß von etwa 
115.280 Tonnen CO2. Mehr als neun Millionen 
Bäume bräuchte es, um diese Mengen an Koh-
lenstoffdioxid zu speichern.“ (jW 05.05.2021).

 

Deshalb fordern wir die Tübinger Bundestags-
abgeordneten Chris Kühn und Martin Rose-
mann, den grünen Tübinger Oberbürgermeister 
Boris Palmer als Mayor for Peace - der erneut 
als OB kandidiert, die grüne OB-Kandidatin Ulri-
ke Baumgärtner und die OB-Kandidatin von der 
SPD, Sofie Geisel, sowie den Reutlinger Ober-

bürgermeister Thomas Keck (SPD) – der sich 
noch nicht den Mayors for Peace angeschlossen 
hat - auf:


Wenn Sie es wirklich ernst meinen mit dem Kli-
maschutz, dann setzen Sie sich dafür ein, dass

• Deutschland endlich dem UN-Atomwaffen-

verbotsvertrag beitritt,

• die Atomwaffen endlich aus Deutschland ab-

gezogen werden und Kernwaffen nicht weiter-
verbreitet werden,


• es kein Sondervermögen von 100 Milliarden 
für die Bundeswehr und keine diesbezügliche 
Grundgesetzänderung gibt,


• es keine bewaffneten Drohnen für die Bun-
deswehr gibt und autonome Waffensysteme 
geächtet werden,


• abgerüstet statt aufgerüstet wird.


Frieden und Klima schaffen 
ohne Waffen!
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Die Waffen nieder! 
Der Krieg in der Ukraine muss beendet werden. Er 
bringt unendliches Leid, Blutvergießen und Tod über die 
Menschen. Er zerstört Familien genauso wie Städte und 
Infrastruktur. Er zwingt Menschen, ihre Heimat zu ver-
lassen. 


Der Krieg in der Ukraine kann nur durch Verhandlungen 
gestoppt werden. Es bedarf eines Sicherheitskonzepts, 
das die Interessen Russlands, der Ukraine und der 
Volksrepublik Lugansk und Donezk beinhaltet. Dazu ge-
hört die Anerkennung der Volksrepubliken und des Sta-
tus der Krim. Dazu gehört die Neutralität der Ukraine. 
Sie kann weder Mitglied der NATO noch der EU sein. 
Die darf nicht länger hochgerüstet, sie darf kein Atom-
waffenstandort werden. 


Die US-geführte NATO, EU und Deutschland dürfen die 
Ukraine nicht länger als Speerspitze gegen Russland 
miss- brauchen. Die Waffenlieferungen fördern den 
Krieg und verlängern den Weg zu Verhandlungsergeb-
nissen. 


Die NATO darf die Einkreisung Russlands nicht weiter 
vorantreiben. Im Gegenteil: Wir brauchen ein Rollback 
der NATO-Osterweiterung. Das ist der Weg, um die 
atomare Kriegsgefahr zu bannen. 

Wir bleiben dabei: Der Aggressor ist die NATO. Sie 
muss gestoppt werden. Unser Hauptfeind ist der deut-
sche Imperialismus, er will den Sprung zur Großmacht 
vollenden. Das müssen wir verhindern. Wir brauchen 
Frieden mit Russland und China. 


Die DKP fordert: 

• Den Krieg stoppen! Verhandeln jetzt! 

• Gegen Hochrüstung! Kein Sondervermögen für die Bun-
deswehr! 2-Prozent-Ziel stoppen! 

• Keine Atombomber – Schluss mit der nuklearen Teilhabe! 

• Stopp der Waffenlieferungen in die Ukraine! 

• Keine militärische, politische und finanzielle Unterstützung 
des Kiewer Regimes! 

• Rücknahme der Sanktionen gegen Russland – Energie-
preisstopp jetzt! 

• Stopp aller Bundeswehreinsätze! 

• Deutschland raus aus der NATO - NATO raus aus Deutsch-
land! 

Wir mahnen

 


Kriege hat’s immer gegeben.

Ein neuer Krieg darf nicht sein.

Nie mehr das Grauen erleben,

Verkündet der Fackel Schein.


Wir mahnen …

 


Unter den Gräbern ist Stille.

Das Schreien Gehetzter verrann.


Es ist der Mahnenden Wille,

Zu sagen wie alles begann.


Wir mahnen …

 


Hast Du denn vergessen wieder,

Was Du ’45 gesagt,


Als – ach, zerschunden die Glieder –

Du Dich aus den Trümmern gewagt?


Wir mahnen …

 


Wir mahnen Dich und auch Dich.

Es mahnen Millionen Leichen.

Begreife doch heute endlich:


Wir müssen dem Grauen entweichen!

Wir mahnen …


 

Mahnen und mahnen und kämpfen


Gegen den Fluch der Gewalt.

Hebt sich ein Geist aus den Krämpfen,

Dass nie mehr der Tod um sich krallt.


Wir mahnen …

 


Gerhard Bialas 
zum Antikriegstag 

1. September 1963 
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Bereits im Juli 2021 ging es mit den Preissteige-
rungen bei der Energie los. Nicht nur an der 
Zapfsäule. Viele Verbraucher bekamen einen 
Brief oder sogar mehrere von ihrem Gasversor-
ger, in dem sie über Preiserhöhungen informiert 
oder ihnen sogar gekündigt wurde.

 

Auch die Stadtwerke Tübingen GmbH als 100-
prozentige Tochter der Stadt haben ihre Gasprei-
se erhöht, zum 1. Januar 2022. Z.B. für langjäh-
rige Kundinnen und Kunden mit einem „TüGas 
fix Haushalt“-Vertrag den Arbeitspreis brutto ct/
kWh um gut 1 €. Den Grundpreis für diese Kun-
dinnen und Kunden ändern sie nicht. Obwohl die 
Stadtwerke Tübingen vorausschauend und lang-
fristig einkaufen, müssen sie dies an den Ener-
giebörsen tun. So sind sie von der dortigen 
Preisentwicklung abhängig.

 

Zusätzlich sind Preissteigerungen bei Lebensmit-
teln oder bei der Wohnungsmiete, Versiche-
rungsbeiträgen und städtischen Gebühren zu 
stemmen. Dagegen können Berufstätige allein in 
den Tarifrunden nicht ankämpfen. Und Rentner/
innen schon gar nicht. Das Ampelversprechen 
„Keine Rentenkürzungen“ ist längst vor dem 
Amtsantritt der neuen Regierung als Lüge ent-
larvt. 5,2 Prozent vorläufige Inflation sind bereits 
die reale Kürzung der Renten, Löhne und Gehäl-
ter.

 

Die Energiewirtschaft ist die Hauptpreistreiberin, 

Energiepreisstopp jetzt! 

auch wenn die Energiekonzerne uns etwas anders 
weismachen wollen und sich unter ihrem Deck-
mantel „Sachzwang“ verkriechen. Und dann ha-
ben wir noch die Regierung mit ihrer Steuerpolitik, 
die ihren geliebten Partner (und alle seine Klassen-
kameraden) verständnisvoll entlastet, wo es nur 
geht. So wird uns z.B. durch eine CO2-Zusatzsteu-
er, die sie uns zudem als effektiven Klimaschutz 
schmackhaft machen will, das Geld aus der Ta-
sche gezogen.

 

Nun soll das Volk mit zwei mickrigen Entlastungs-
paketen ruhiggestellt werden. Ein Energiepreis-
stopp könnte am schnellsten erreicht werden, 
wenn die Regierung die Sanktionen gegen Erdöl-
ausfuhren aus Iran und Venezuela „unterlaufen“ 
und mit Russland (und Gasprom) kommerziell at-
traktive langfristige Gasverträge abschließen sowie 
bestehende Gasleitungen nutzen würde. Und statt 
einem 9-Euro-Ticket für nur 90 Tage für Bus und 
Bahn wäre kostenloser öffentlicher Nahverkehr 
wirksam, insbesondere auch fürs Klima.

 

Von einer Regierung, die sich nicht nur vom Volk 
wählen lässt, sondern auch dessen Interessen 
wirklich vertreten will, kann man mit gutem Recht 
verlangen, dass sie die Preistreiber-Konzerne 
stoppt. Der Staat kann die Energieproduktion 
steuern, wenn die Energiekonzerne in seiner Hand 
sind. Deshalb fordern wir außer einem Energie-
preisstopp auch die Verstaatlichung der Energie-
konzerne.


Impressum // Herausgeber: Deutsche Kommunistische Partei (DKP) Tübingen/Reutlingen // 
V.i.S.d.P.: Gerhard Bialas, Weißdornweg 11, 72076 Tübingen // E-Mail: dkp-
tuebingen@gmx.de // www.dkp-tuebingen.de

Ich fordere 
• Einen gesetzlichen Preisstopp für jede Form von Energie für private Haushalte und kleine Unter-

nehmen. Das umfasst Strom-, Gas-, Öl- und Benzinpreise.

• Strom- und Gassperren müssen verboten werden und Haushalte mit Bezug von Sozialleistungen 

einen Energiezuschlag erhalten.

• Die Energieversorgung gehört in öffentliche Hand.

 

Vorname Nachname	 _____________________________________________

Adresse             	 	 _____________________________________________

Unterschrift                 	 _____________________________________________

 

Zurück an: DKP Tübingen c/o Gerhard Bialas, Weißdornweg 11, 72076 Tübingen 
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